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Abteilung 6
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
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Leitsätze 1. In Verfahren um eine

Erwerbsunfähigkeitsrente ist die
Bedeutung der Angelegenheit für den
Versicherten in der Regel hoch, weil
durch die begehrte Leistung regelmäßig
das Einkommen in der Hauptsache
bestritten wird. 2. In Verfahren über die
Höhe der anwaltlichen Gebühren im
Rahmen der PKH-Gewährung ist daher ein
Unterschreiten der Mittelgebühr bereits
aus diesem Grunde nicht gerechtfertigt.

Normenkette § 121 BRAGO
§ 116 Abs 1 S 1 Nr 1 BRAGO
§ 12 Abs 1 S 1 BRAGO

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 234/00
Datum 13.02.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 B 92/03 RJ-KO
Datum 18.06.2004

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Beschwerde werden der Beschluss des Sozialgerichts Leipzig vom 13.
Februar 2003 und der Kostenfestsetzungsbeschluss vom 13. September 2002
abgeÃ¤ndert und die Kosten der anwaltlichen TÃ¤tigkeit auf 1187,84 DM (607,23
Euro) festgesetzt. II. Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I.

Die Beschwerde richtet sich gegen die Festsetzung der anwaltlichen Kosten im
Rahmen der Prozesskostenhilfe (PKH).

Nach erfolglosen Verfahren vor dem Sozialgericht Leipzig (SG) hat die KlÃ¤gerin vor
dem SÃ¤chsischen Landessozialgericht (LSG) im Rahmen eines auf GewÃ¤hrung
einer ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente gerichteten Hauptsacheverfahrens (Az.: L 5 RJ
246/01) am 17.10.2001 Berufung eingelegt. Der BeschwerdefÃ¼hrer (Bf.) hat die
KlÃ¤gerin â�� nachdem sie im erstinstanzlichen Verfahren von einem anderen
Anwalt vertreten worden war â�� betreut. Im Einzelnen hat er die sechs-seitige
Berufungsschrift nebst PKH-Antrag, mit Schriftsatz vom 02.11.2001 die Unterlagen
Ã¼ber die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin eingereicht und mit
Schreiben vom 17.12.2001 den Namen des behandelnden OrthopÃ¤den mitgeteilt.
Den Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung hat er mit seiner Mandantin
wahrgenommen und hierin die Berufung zurÃ¼ckgenommen.

Am 17.10.2001 hat der Bf. die Bewilligung von PKH sowie seine Beiordnung
beantragt. Nachdem das LSG den Antrag zunÃ¤chst mit Beschluss vom 19.11.2001
abgelehnt hatte, hat es in der mÃ¼ndlichen Verhandlung mit Beschluss vom
26.03.2002 der KlÃ¤gerin PKH ab 05.11.2001 bewilligt und den Bf. zu den
Bedingungen eines ortsansÃ¤ssigen Rechtsanwalts beigeordnet.

Am 16.05.2002 hat der Bf. wegen der PKH-Bewilligung Kostenfestsetzung
beantragt. Nach der dem Gesuch zu Grunde liegenden Kostennote hat er als
GebÃ¼hr gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 3 BundesrechtsanwaltsgebÃ¼hrenordnung
(BRAGO) 850,00 Euro sowie gemÃ¤Ã� Â§ 26 BRAGO 20,45 Euro, Fahrtkosten
gemÃ¤Ã� Â§ 28 BRAGO in HÃ¶he von 53,17 Euro (20 km Ã¡ 0,52 DM) sowie ein
Tagegeld von 30,68 Euro, mithin einschlieÃ�lich Mehrwertsteuer (152,69 Euro)
insgesamt 1106,99 Euro geltend gemacht.

Die Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle hat die von der Staatskasse im Rahmen
der PKH-GewÃ¤hrung zu tragenden Kosten mit Kostenfestsetzungsbeschluss vom
13.09.2002 auf 617,12 DM (315,53 Euro) festgesetzt. Diese setzten sich aus einer
GebÃ¼hr in HÃ¶he von 2/3 der MittelgebÃ¼hr gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 1 Nr. 2 BRAGO
alte Fassung (a.F.) abzÃ¼glich 10 % gemÃ¤Ã� Einigungsvertrag (492,00 DM), der
Auslagenpauschale gemÃ¤Ã� Â§ 26 BRAGO (40,00 DM) und der Mehrwertsteuer
(85,12 DM) zusammen. Da der Bf. vor dem 01.01.2002 mit der Prozessvertretung
beauftragt worden sei, komme gemÃ¤Ã� Â§ 134 Abs. 1 Satz 1 BRAGO das bis zum
31.12.2001 geltende GebÃ¼hrenrecht zur Anwendung. Die GebÃ¼hr sei folglich
unter Zugrundelegung des GebÃ¼hrenrahmens nach Â§ 116 Abs. 1 Nr. 2 BRAGO
a.F. zu bilden. Die Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit sei als durchschnittlich
zu bewerten. Der Umfang der anwaltlichen TÃ¤tigkeit ab Beiordnungszeitpunkt
05.11.2001 sei als unterdurchschnittlich einzuschÃ¤tzen. So habe er lediglich eine
Adresse mitgeteilt und an der mÃ¼ndlichen Verhandlung teilgenommen, in der er
die RÃ¼cknahme der Berufung erklÃ¤rt habe. Die Bedeutung der Angelegenheit
fÃ¼r die KlÃ¤gerin sei als durchschnittlich, die VermÃ¶gens- und
EinkommensverhÃ¤ltnisse als unterdurchschnittlich zu bewerten. Ein Unterschreiten
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der MittelgebÃ¼hr sei gerechtfertigt. Die GebÃ¼hrenbestimmung durch den
Rechtsanwalt sei somit unbillig. Sie sei unzutreffend, soweit Â§ 116 Abs. 3 BRAGO
a.F. angewandt wurde, weil das Verfahren weder durch Vergleich noch durch
Anerkenntnis geendet habe. Eine EntschÃ¤digung der Fahrt- und
Abwesenheitskosten scheide aus, weil die Beiordnung lt. gerichtlichen Beschluss
lediglich zu den Bedingungen eines ortsansÃ¤ssigen Rechtsanwalts erfolgt sei.

Auf die Erinnerung, in der unter Berufung auf sozialgerichtliche Rechtsprechung der
Ansatz der HÃ¶chstgebÃ¼hr in ErwerbsunfÃ¤higkeitsstreitigkeiten begehrt (841,23
Euro) worden ist, hat das SG mit Beschluss vom 13.02.2003 die Erinnerung
zurÃ¼ckgewiesen. Die GebÃ¼hr sei gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs. 1 Nr. 2 BRAGO mit 2/3
angemessen. Der ProzessbevollmÃ¤chtigte habe im Bewilligungszeitraum im
Wesentlichen lediglich an der mÃ¼ndlichen Verhandlung teilgenommen. Zudem
handle es sich bei der Klage auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit um
eine typische Fallkonstellation in Angelegenheiten der Arbeiterrentenversicherung.
Dem Bf. sei daher noch nicht einmal ein durchschnittlicher Aufwand zugekommen.
Der Streitgegenstand sei rechtlich eher als einfach zu klassifizieren. Bei derartigen
Streitigkeiten gehe es regelmÃ¤Ã�ig lediglich um die Frage der EinsatzfÃ¤higkeit
fÃ¼r leichte kÃ¶rpliche TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

Gegen den dem Bf. ausweislich des Empfangsbekenntnisses am 13.03.2003
zugestellten Beschluss richtet sich die am 27.03.2003 beim SG eingegangene
Beschwerde. Der Beschluss sei fehlerhaft. So sei das SG davon ausgegangen, dass
bis auf die Teilnahme an der mÃ¼ndlichen Verhandlung keinerlei anwaltliche
TÃ¤tigkeit angefallen sei. Er habe jedoch am 17.10.2001 Berufung eingelegt und
diese begrÃ¼ndet. Die BegrÃ¼ndung habe die Auswertung aller Gutachten und
eine Korrespondenz mit Dr. P â�¦, dem behandelnden Nervenarzt, erforderlich
gemacht. Auch gingen andere Sozialgerichte von einer Ã¼berdurchschnittlichen
Bedeutung von Streitgkeiten um eine ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente fÃ¼r die
Versicherten aus. Zudem unterliege der 1. Senat des LSG â�� wie vom
Bundesverfassungsgericht im Verfahren 1 BvR 391/00 bestÃ¤tigt â�� hinsichtlich
der Frage der Bedeutung der anwaltlichen TÃ¤tigkeit in
ErwerbsunfÃ¤higkeitsverfahren einem vÃ¶llig falschen VerfassungsverstÃ¤ndnis.

Der Bf. beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

den Kostenfestsetzungsbeschluss vom 13.09.2002 und den Beschluss des
Sozialgerichts Leipzig vom 13.02.2003 aufzuheben und die GebÃ¼hr des Bf. auf
insgesamt 841,23 Euro (725,20 Euro netto) festzusetzen.

Der Beschwerdegegner (Bg.) beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Er erachtet die angegriffenen BeschlÃ¼sse fÃ¼r zutreffend.

II.
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Die nach Â§ 172 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) i.V.m. Â§ 128 Abs. 4 Satz 1
BRAGO statthafte Beschwerde ist zulÃ¤ssig. Der Beschwerdewert Ã¼bersteigt den
maÃ�geblichen Betrag von 50,00 Euro. Sie ist auch teilweise begrÃ¼ndet. Daher
waren sowohl der Beschluss des SG vom 13.02.2003 als auch der
Kostenfestsetzungsbeschluss vom 13.09.2002 abzuÃ¤ndern.

Grundlage des gegen die Staatskasse erhobenen Erstattungsanspruchs sind,
gemessen am Zeitpunkt der unbedingten Auftragserteilung des Rechtsanwalts zur
Betreuung des Hauptsacheverfahrens, die Â§Â§ 121 ff. BRAGO in der bis 01.01.2002
geltenden Fassung (a.F.). Nach Â§ 121 i.V.m. Â§ 116 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Â§ 12
Abs. 1 Satz 1 BRAGO in der Fassung der Anlage I Kap. III Sachgebiet A Abschnitt III
Nr. 26 Buchst. a) Satz 1 des Einigungsvertrages vom 23.09.1990 (BGBl. II S. 885,
921, 936), Â§Â§ 1 und 3 der Verordnung zur Anpassung der fÃ¼r die Kostengesetze
in dem in Art. 3 des Eingungsvertrages genannten Gebiet geltenden
ErmÃ¤Ã�igungssÃ¤tze (ErmÃ¤Ã�igungssatz-Anpassungsverordnung) vom
15.04.1996 (BGBl. I S. 604) steht dem Rechtsanwalt im landessozialgerichtlichen
Verfahren ein GebÃ¼hrenrahmen von 120,00 DM bis 1520,00 DM offen. FÃ¼r das
Beitrittsgebiet ist der GebÃ¼hrenrahmen um 10 v.H. zu ermÃ¤Ã�igen; dies
entspricht einem GebÃ¼hrenrahmen von 108,00 DM bis 1368,00 DM.

Eine ErhÃ¶hung des HÃ¶chstbetrages des GebÃ¼hrenrahmens gemÃ¤Ã� Â§ 116
Abs. 3 BRAGO a.F. war nicht vorzunehmen, weil kein Fall der Â§Â§ 23, 24 BRAGO
vorlag.

Der Rechtsanwalt hat die GebÃ¼hr im Einzelfall unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde, insbesondere der Bedeutung der Angelegenheit, des Umfangs und der
Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit nach billigem Ermessen zu bestimmen. Ist
die vom Rechtsanwalt getroffene GebÃ¼hrenbestimmung unbillig, so ist sie zwar
nicht nach MaÃ�gabe des Â§ 12 Abs. 1 Satz 2 BRAGO unverbindlich, weil im
Verfahren der PKH-GewÃ¤hrung die Staatskasse nicht Dritter, sondern
VergÃ¼tungsschuldner ist (vgl. Gerold/Schmidt/von Eicken/Madert, BRAGO, 15.
Aufl., Rdnr. 11 zu Â§ 128). Indessen findet zu Gunsten der Staatskasse eine sich
nach MaÃ�gabe des Â§ 315 Abs. 3 Satz 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)
bestimmende Billigkeitskontrolle statt. Entspricht mithin die Bestimmung der
RahmengebÃ¼hr durch den Rechtsanwalt nicht der Billigkeit, ist sie richterlich zu
korrigieren (stÃ¤ndige Rechtsprechung des SÃ¤chs. LSG, vgl. Beschluss vom
26.03.2002, Az.: L 1 B 100/00 RA-KO).

Bei der anzustellenden EinzelfallprÃ¼fung ist die jeweilige Bedeutung der
Angelegenheit neben anderen ErwÃ¤gungen ein Entscheidungskriterium, keinesfalls
jedoch das ausschlieÃ�liche oder das Ã¼berragende. Im Sinne einer wertenden
Entscheidung des Einzelfalls sind vielmehr sÃ¤mtliche UmstÃ¤nde heranzuziehen,
die fÃ¼r die Bestimmung des jeweiligen GebÃ¼hrenrahmens von Belang sein
kÃ¶nnen. Die Bewertung beschrÃ¤nkt sich namentlich nicht auf die in Â§ 12 Abs. 1
Satz 1 BRAGO genannten Merkmale. Die Verwendung des Wortes "insbesondere"
belegt vielmehr, dass diese nicht enumerativ, sondern lediglich exemplarisch
aufgefÃ¼hrt sind.
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Gemessen an diesem MaÃ�stab liegen die Voraussetzungen fÃ¼r eine richterliche
Korrektur der vom Bf. getroffenen GebÃ¼hrenbestimmung vor. Die von ihm in
Ansatz gebrachte GebÃ¼hrenbestimmung ist unbillig hoch.

MaÃ�gebend fÃ¼r die dem Rechtsstreit zu Grunde liegende anwaltliche Kostennote
waren neben dem Umfang und dem Schwierigkeitsgrad des auf die GewÃ¤hrung
einer ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente gerichteten Hauptsacheverfahrens auch die
Bedeutung der Angelegenheit fÃ¼r die KlÃ¤gerin.

Die Bedeutung der Angelegenheit ist wegen der existenzsichernden Bedeutung
einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit hoch (vgl. LSG ThÃ¼ringen, Beschluss vom
14.03.2001, NZS 2200 S. 496; SG Freiburg, Beschluss vom 30.01.1983, Az.: S 11
KOB 3/79; Beschluss vom 05.06.1984, Az.: S 11 KO 1388/81; Beschluss vom
07.11.1989, Az.: S 11 KOB 32/88; Beschluss vom 21.10.1996, Az.: S 3 (11) J 77/93;
Beschluss vom 25.01.1999, Az.: S 10 RJ 173/99 KO-A). Durch sie wird das
Einkommen in der Hauptsache bestritten. Ein Unterschreiten der MittelgebÃ¼hr ist
bereits aus diesem Grunde nicht gerechtfertigt (vgl. SÃ¤chs. LSG, Beschluss vom
12.10.1998, Az.: L 1 B 32/97 RA-KO; Ã¤hnlich SG Freiburg, Beschluss vom
28.12.1999, Az.: S 10 RJ 3830/99 Ko-A; SG Duisburg, Beschluss vom 21.10.1996,
Az.: S 3 (11) J 77/93).

Allein wegen der Bedeutung der Angelegenheit fÃ¼r die KlÃ¤gerin ist jedoch der
Ansatz der HÃ¶chstgebÃ¼hr nicht gerechtfertigt. Nach dem Wortlaut des Â§ 12 Abs.
1 Satz 1 BRAGO sind die UmstÃ¤nde im Einzelfall insbesondere die Bedeutung der
Angelegenheit, des Umfangs und der Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit
sowie der VermÃ¶gens- und EinkommensverhÃ¤ltnisse des Auftraggebers
maÃ�gebend. Bereits nach dem Gesetzeswortlaut verbietet sich daher eine
schematische Verfahrensweise ohne BerÃ¼cksichtigung der Besonderheiten des
Einzelfalls (vgl. SÃ¤chs. LSG, a.a.O.). Daher ist eine AbwÃ¤gung, welche GebÃ¼hr
im Rahmen zwischen MittelgebÃ¼hr und HÃ¶chstgebÃ¼hr gerechtfertigt ist,
geboten. Die vom Bf. zitierte Bundesverfassungsgerichtsentscheidung ist vorliegend
nicht einschlÃ¤gig.

Angesichts des nicht angegriffenen PKH-Bewilligungsbeschlusses vom 26.03.2002
wurde der KlÃ¤gerin ab 05.11.2001 (dem Zeitpunkt des Vorliegens der
vollstÃ¤ndigen PKH-Unterlagen) PKH bewilligt und der Bf. beigeordnet. Ab diesem
Zeitpunkt hat der Bf. im Wesentlichen lediglich an der mÃ¼ndlichen Verhandlung
teilgenommen. Die Berufungsschrift wurde am 17.10.2001 und damit vor dem
Zeitpunkt der Bewilligung von PKH und Beiordnung des Bf. eingereicht. Das
Verfahren, fÃ¼r das PKH bewilligt wurde, dauerte vom 05.11.2001 bis 26.03.2002,
mithin 4 1/2 Monate. Die maÃ�geblichen TÃ¤tigkeiten des Bf. entfielen auf die Zeit
vor dem 05.11.2001. Vor diesem Zeitpunkt fertigte er die Berufungsschrift und
musste sich â�� da er die KlÃ¤gerin erstinstanzlich nicht vertreten hatte â�� in die
im Verwaltungs- und Sozialgerichtsverfahren eingeholten medizinischen Unterlagen
sowie Gutachten einarbeiten und diese auswerten sowie mit dem behandelnden
Nervenarzt korrespondieren. Ab PKH-Bewilligung wurde lediglich ein Befundbericht
eingeholt. Der Umfang der anwaltlichen TÃ¤tigkeit ab der hier maÃ�geblichen PKH-
Bewilligung ist daher als unterdurchschnittlich einzuschÃ¤tzen.
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Das hier zu beurteilende Hauptsacheverfahren hatte die PrÃ¼fung eines Anspruchs
auf Erwerbs- und BerufsunfÃ¤higkeitsrente zum Gegenstand, mithin eine typische
Fallkonstellation in Angelegenheiten der Arbeiterrentenversicherung. Der juristische
Schwierigkeitsgrad der anwaltlichen TÃ¤tigkeit ist mit der Urkundsbeamtin der
GeschÃ¤ftsstelle als durchschnittlich anzusetzen.

Der Ansatz einer GebÃ¼hr in HÃ¶he von 984,00 DM (um 1/3 erhÃ¶hte
MittelgebÃ¼hr) ist daher gerechtfertigt.

Die anwaltliche GebÃ¼hrenbestimmung entspricht, gemessen an vorstehenden
Darlegungen, nicht der Billigkeit. Die anwaltlich erhobene Kostennote ist schon
deshalb unbillig, weil sie die in der Rechtsprechung vorwiegend als noch vertretbar
erachtete Abweichung von 20 v.H. gegenÃ¼ber dem Angemessenen nicht
unbedeutenden Ã¼bersteigt (Hartmann, Kostengesetze, 32. Aufl., Rdnr. 24 zu Â§ 12
BRAGO). Der Senat verkennt hierbei nicht, dass die Gerichte nicht in jedem Fall zur
Korrektur der anwaltlich getroffenen Bestimmung befugt sind. Das Recht der
GebÃ¼hrenbestimmung obliegt dem Rechtsanwalt auch und gerade im Rahmen der
PKH-Festsetzung. Anwaltliche getroffene GebÃ¼hrenbestimmungen sind von den
Gerichten auch in den FÃ¤llen hinzunehmen, in denen das Gericht die darin zum
Ausdruck gekommene Bewertung fÃ¼r unzutreffend hÃ¤lt. Die Befugnis zur
Korrektur erwÃ¤chst den Gerichten indes bei Unbilligkeit. Davon ist hier aus oben
genannten GrÃ¼nden auszugehen.

Nach Aktenlage richtet sich die Beschwerde nicht gegen die
NichtberÃ¼cksichtigung von Fahrtkosten und Tagegeld gemÃ¤Ã� Â§ 28 BRAGO.
Insofern kam eine Erstattung auch nicht in Betracht, weil nach dem nicht
angegriffenen Bewilligungsbeschluss vom 26.03.2002 der Bf. lediglich zu den
Bedingungen des ortsansÃ¤ssigen Rechtsanwaltes beigeordnet wurde.

Angesichts einer GebÃ¼hr nach Â§ 116 Abs. 1 Nr. 2 BRAGO von 984,00 DM, der
Auslagenpauschale gemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs. 1 BRAGO von 40,00 DM ergibt sich eine
Zwischensumme von 1024,00 DM. Unter BerÃ¼cksichtigung der gesetzlichen
Mehrwertsteuer (163,84 DM) waren insgesamt 1187,84 DM (607,33 Euro) fÃ¼r die
anwaltliche TÃ¤tigkeit festzusetzen.

Diese Entscheidung ist endgÃ¼ltig (Â§ 128 Abs. 4 Satz 3 BRAGO, Â§ 177 SGG). Sie
ergeht kosten- und gebÃ¼hrenfrei (Â§ 128 Abs. 5 BRAGO).

Erstellt am: 24.06.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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